
rung von Disziplin und Ordnung,in den Haus- bzw. Inter­
natsordnungen usw. Festlegungen enthalten sind, daß dort 
zurückgelassene Sachen bei einem bestimmten beauftrag­
ten Mitarbeiter (Heimleiter, Hausmeister usw.) abzugeben 
sind. Die Abgabe solcher Sachen entspricht den für das Zu­
sammenleben in den jeweiligen Kollektiven festgelegten 
und durch spezielle Maßnahmen erzwingbaren Verhaltens­
regeln (z. B. Schulstrafe), begründet aber kein Fundrechts­
verhältnis. Daraus folgt auch, daß staatlichen Organen 
oder staatlichen Einrichtungen durch die Erfüllung der 
Obhutspflicht ein Anspruch auf Ersatz von Aufwendun­
gen gemäß § 359 Abs. 3 ZGB nicht zusteht. Diese Obhuts­
pflicht gehört in dem genannten Umfang zur staatlich­
rechtlichen Aufgabenstellung der Organe und Einrichtun­
gen.
Der Charakter als geschlossene Einrichtung kann im be­
grenzten Umfang aufgehoben werden, z. B., wenn in einem 
Schulgebäude eine öffentliche Veranstaltung der Nationa­
len Front stattfindet. In diesem Fall besteht der für die 
mitgebrachten Sachen der Schüler, Lehrer, Internatsbe­
wohner usw. begründete Besitz der geschlossenen Ein­
richtung auch gegenüber dem Personenkreis, der zeitwei­
lig Zutritt zu der Einrichtung hat. Das bedeutet, daß dieser 
Personenkreis Sachen von Schülern, Lehrern, Internats­
bewohnern usw. nicht finden kann. Dagegen besteht der 
Charakter der geschlossenen Einrichtung und die daraus 
abgeleitete besondere Obhutspflicht in bezug auf mitge­
brachte Sachen der Teilnehmer an der öffentlichen Veran­
staltung nicht. Daraus ergibt sich, daß Teilnehmer an der 
öffentlichen Veranstaltung zurückgelassene Sachen ande­
rer Teilnehmer finden und als Fundsache bei der staat­
lichen Einrichtung abgeben können (§ 358 Abs. 2 ZGB). Das 
gleiche gilt, wenn Schüler, Lehrer, Internatsbewohner usw. 
derartige Sachen finden.

Fund im Bereich der Handels- und Dienstleistungsbetriebe

Handels-, Gaststätten-, Dienstleistungs- oder Verkehrsbe­
triebe haben ebenfalls Sorgfalts- und Obhutspflichten 
gegenüber den Bürgern und ihrem persönlichen Eigentum. 
Sie ergeben sich aus sonstigen Vertragspflichten. Läßt z. B. 
eine Kundin nach dem Anprobieren von Schuhen oder 
Oberbekleidung die Handtasche oder den Schirm zurück, 
dann hat das Verkaufspersonal diese Sachen für die Bür­
gerin in Verwahrung zu nehmen. Es erfüllt damit eine 
sonstige vertragliche (oder vorvertragliche) Pflicht des 
Handelsbetriebes.
Hotels, Erholungsheime, Pensionen und ähnliche Einrich­
tungen sind aus einem Vertrag über die Unterbringung 
von Bürgern für den Verlust oder die Beschädigung von 
eingebrachten Sachen auch dann verantwortlich, wenn 
diese nicht gesondert zur Aufbewahrung übergeben wur­
den (§ 215 Abs. 1 Satz 1 ZGB). Aüs dieser vertraglichen 
Nebenpflicht ergibt sich auch die Verantwortung für zu­
rückgelassene Sachen der Touristen. Durch die Ablieferung 
bzw. die weitere Verwahrung entsprechend den betrieb­
lichen Organisationsanweisungen erfüllen die Mitarbeiter 
ihre Arbeitspflichten. Aus der Erfüllung der vertraglichen 
Nebenpflichten entstehende Aufwendungen sind dem Be­
trieb nach § 92 ZGB zu erstatten.
Im Bereich der Handels- und Dienstleistungsbetriebe ist 
der Fund demnach immer dann ausgeschlossen, wenn die 
Sache dort zurückgelassen wird und dabei unmittelbar in 
den Besitz des Betriebes gelangt, der die Sache aus son­
stigen Vertragspflichten in Obhut zu nehmen hat. Dabei 
kann der Betrieb mittelbaren Besitz für den unachtsamen 
Bürger dadurch begründen, daß einer seiner Mitarbeiter in 
Ausübung von Arbeitspflichten die Sachen in Verwahrung 
nimmt. Das gleiche gilt, wenn die Sache in Räumen des 
Betriebes zurückgelassen wurde, zu denen kein' allgemei­
ner öffentlicher Zugang besteht, z. B. in einem Hotelzim­
mer, das nach der Hausordnung nur durch den Gast be­
nutzt werden darf. Darin zurückgelassene Sachen können 
von dem nachfolgenden Gast nicht gefunden werden. Für 
ihn besteht aber aus dem Vertrag über die Unterbringung

die Verpflichtung, die Sache dem rechtmäßigen Besitzer 
(Hotelbetrieb) zu übergeben, der die Sache für den abge­
reisten Gast in Besitz zu nehmen hat.
Wird im Bereich der Handels- und Dienstleistungsbetriebe 
eine Sache zurückgelassen und gelangt sie nicht unmittel­
bar in den Besitz des Betriebes, so kann sie gefunden wer­
den. Deshalb können Bürger in den allgemein zugängli­
chen Verkaufsräumen der Handelsbetriebe oder in Ver­
kehrsmitteln zurückgelassene Sachen finden. Dabei sind 
die VEBs und ihnen gleichgestellte Betriebe grundsätzlich 
nicht verpflichtet, Fundsachen entgegenzunehmen. Sie 
können den Finder an eine öffentliche Fundstelle verwei­
sen.
Ist jedoch in einer Rechtsvorschrift oder einer betriebli­
chen Organisationsanweisung festgelegt, daß Betriebsange­
hörige Fundsachen entgegenzunehmen und gemäß § 358 
Abs. 2 ZGB weiterzuleiten haben, so darf der Finder nicht 
an eine andere Stelle verwiesen werden. Das gilt z. B.
— für den sozialistischen Einzelhandel und das Gaststät­

ten- und Hotel wesen gemäß § 18 der AO über die Auf­
gaben, Rechte und Pflichten der Leiter von Verkaufs­
einrichtungen des sozialistischen Einzelhandels und des 
Gaststätten- uiid Hotelwesens vom 3. Juli 1973 (GBl. I
S. 354),

— für die Personenbeförderung durch Nahverkehrsbe­
triebe nach § 23 der AO über die Personenbeförderung 
durch den Kraftverkehr, Nahverkehr und die Fahrgast­
schiffahrt — Personenbeförderungsordnung (PBO) — 
vom 18. März 1976 (GBl. I S. 206),

— für die Personenbeförderung durch die Eisenbahn ge­
mäß § 5 EVO./4/

Die in §358 Abs. 2 ZGB für die staatlichen Organe und 
Einrichtungen und in den genannten Rechtsvorschriften 
für die Handels- und Dienstleistungsbetriebe geregelte 
Verpflichtung zur Entgegennahme von Sachen, die Bürger 
gefunden haben, ergibt sich aus einer zweckmäßigen Auf­
gabenteilung zwischen den öffentlichen Fundstellen und 
den Bereichen, von denen erwartet wird, daß sie eben­
falls die Verwahrung von Fundsachen für eine bestimmte 
Zeit übernehmen. Das Abgeben gefundener Sachen in die­
sen Bereichen dient der schnelleren Wiedererlangung der 
Fundsachen.
Wird die gefundene Sache von dem Bürger, der sie gefun­
den hat, einem Mitarbeiter eines staatlichen Organs, eines 
Handels- und Dienstleistungsbetriebes übergeben, so ist 
dem Bürger zur Sicherung seiner Rechte als Finder der 
Empfang schriftlich zu bestätigen. Dabei sind Uhrzeit und 
Ort des Fundes sowie Name und Wohnanschrift des Fin­
ders zu vermerken. Kann die Sache nicht innerhalb einer 
Woche an den Verlierer oder einen sonstigen Empfangsbe­
rechtigten zurückgegeben werden, ist sie an eine öffent­
liche Fundstelle weiterzuleiten.

Behandlung einer Sache als Fundsache 
nach Beendigung der Obhutspflicht

Die Verpflichtung der staatlichen Organe und Einrichtun­
gen sowie der Handels- und Dienstleistungsbetriebe, die 
in ihren Besitz übergegangenen zurückgelassenen Sachen 
der Bürger aufzubewahren, kann zeitlich nicht unbe­
schränkt bestehen. Für die zeitliche Begrenzung müssen 
ähnliche Gesichtspunkte maßgeblich sein, wie für den Aus­
schluß des Fundes zurückgelassener Sachen wegen weiter­
bestehenden unmittelbaren Besitzes.
Grundsätzlich ist die aus Obhutspflichten folgende Ver­
wahrung achtlos zurückgelassener Sachen auf einen Zeit­
raum beschränkt, in dem nach allgemeiner Erfahrung zu 
erwarten ist, daß sich der Bürger noch daran erinnert, wo 
die vermißte Sache geblieben ist. Dieser Zeitraum wird 
entsprechend den jeweiligen spezifischen Aufgaben des 
staatlichen Organs, der staatlichen Einrichtung oder des

/4/ Die Eisenbahnverkehrsordnung (EVO) ist veröffentlicht in: 
Eisenbahnrecht mit d£n wichtigsten Dienstvorschriften, Bd. II, D/I/l.
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